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			Mit Solarenergie in den Lüften

			Flugpionier Bertrand Piccard als Ehrengast bei „ECO Suiza“

			Von Marcus Christoph
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			Bertrand Piccard (l.) mit dem Schweizer Botschafter Johannes Matyassy. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) - „Bertrand Piccard ist ein Pionier, der Träume realisiert, die für alle von Nutzen sind.“ Der Schweizer Botschafter Johannes Matyassy war voller Freude, den weltbekannten Flieger, Abenteurer und Wissenschaftler aus Lausanne als Ehrengast des Projekts „ECO Suiza“ in Buenos Aires begrüßen zu können. Dieses widmete sich in diesem Jahr mit mehreren Veranstaltungen dem Thema „Erneuerbare Energien“. Piccard (56) stellte in diesem Zusammenhang sein Vorhaben vor, mit dem Flugzeug „Solar Impulse 2“ im kommenden Jahr die Erde umfliegen zu wollen.

			Der Flugpionier, der bereits 1999 zusammen mit dem Briten Brian Jones als erster Mensch die Erde in einem Ballon umkreiste, stellte in der hiesigen Schweizer Residenz die Vorzüge des mit Solarenergie betriebenen Luftfahrzeuges dar: Es komme gänzlich ohne Treibstoff aus und könne theoretisch unbegrenzt lange fliegen - Tag und Nacht. Auf diese Weise könne die Luftfahrt zukünftig sehr viel umweltverträglicher sein, als sie es heute ist.

			Piccard plant, seine Weltumrundung in der nördlichen Hemisphäre zwischen März und Juli 2015 zu starten und nach 25 Tagen am Ziel zu sein. Der Schweizer hatte bereits im Vorjahr mit seiner ersten Öko-Maschine 5000 Kilometer von San Francisco bis New York in mehreren Tagesetappen zurückgelegt. Der neue Prototyp „Solar Impulse 2“ verfügt im Vergleich zum Vorgängermodell über eine größere Kabine, was den Piloten das Zurücklegen längerer Strecken ermöglichen soll. 

			Bei der geplanten Weltumrundung sind jeweils knapp einwöchige Etappen vorgesehen. In den Ländern, in denen das Flugzeug landet, sollen Infoveranstaltungen stattfinden. 2016 will Piccard dann auch die Südhalbkugel mit seinem Öko-Flugzeug besuchen und bei den Olympischen Spielen in Rio Station machen.

			Piccard führte aus, dass erneuerbare Energien immer wichtiger würden. Sowohl mit Blick auf die Umwelt, aber auch für die Wirtschaft. Umwelttechnik generiere schließlich auch Arbeitsplätze. Wenn man es schaffe, wirtschaftliches Wachstum umweltverträglich zu gestalten, ergebe sich eine „Win-Win-Situation“, von der alle profitierten. 

			Voraussetzung, um die Welt entsprechend zu ändern, seien politischer Mut und Pioniergeist in der Forschung, so Piccard. Tugenden, die offenbar nicht überall vorhanden sind: So befinden sich unter den Sponsoren des „Solar-Impulse“-Projektes keine traditionellen Luftfahrtunternehmen. „Die Experten haben gesagt, dass es unmöglich sei, mit einem Flugzeug, das die Größe eines Jumbos und das Gewicht eines Kleinwagens habe, Tag und Nacht ohne Treibstoff zu fliegen“, berichtet der Schweizer. Doch die Geisteshaltung, das Ungewisse abzulehnen und im Alten zu verharren, führe zu Stagnation. 

			Piccard erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass man sich zu Zeiten von Flugpionieren wie den Gebrüdern Wright auch nicht habe vorstellen können, dass es einmal möglich sein könnte, mit Flugzeugen zu reisen, die Platz für mehrere Hundert Passagiere böten. Ob die Solarflugzeuge tatsächlich einmal die Luftfahrt revolutionieren werden, will Piccard allerdings nicht versprechen: „Es ist wie mit Samen. Wenn man welche sät, weiß man vorher auch nicht genau, wohin man kommt. Manche werden groß, andere nicht.“ 

			Es komme aber darauf an, sich auf das Ungewisse einzulassen. Etwas, was Piccard seit seiner Kindheit fasziniert und in seiner Familie Tradition hat. Sein Großvater Auguste Piccard fuhr 1932 mit einem Ballon bis auf 16.940 Meter in die Stratosphäre, sein Vater Jacques Piccard brach mit dem Tiefsee-U-Boot „Trieste“ im Marianengraben mit 10.916 Metern den Weltrekord im Tiefseetauchen.

			Piccard nahm während seines Aufenthaltes in Argentinien an Podiumsgesprächen in der Katholischen Universität von Buenos Aires sowie in den Universitäten von La Plata und San Juan teil, bei denen es im Rahmen von „ECO Suiza“ um erneuerbare Energien ging.

			Seit 2011 organisiert die eidgenössische Auslandsvertretung in Argentinien jedes Jahr Veranstaltungen, die die Nachhaltigkeit fördern sollen. Zum Auftakt ging es um Tunnelbau. In den vergangenen Jahren standen die Themen „Architektur“ und „Wasser“ im Mittelpunkt. Insgesamt ist „ECO Suiza“ auf zehn Jahre angelegt.
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			CFK stellt Projekt „Blaue Pampa“ vor

			Forschungsvorhaben im Südatlantik / Auch britisches Überseegebiet im Blick
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			Cristina Kirchner bei der Präsentation des Vorhabens „Blaue Pampa“. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) –„Pampa Azul“, auf Deutsch „Blaue Pampa“, heißt das Forschungsprojekt im Südatlantik, das Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner vor wenigen Tagen in der Casa Rosada vorstellte. Dabei geht es um die wissenschaftliche Untersuchung ausgewählter Gewässer mit dem Ziel, die dort vorhandenen Ressourcen für die Ernährung der Menschheit, aber für die Nutzbarmachung fossiler Brennstoffe zu erschließen.

			„Man schätzt, dass es in den nächsten Jahrzehnten mehr Nahrung aus dem Meer als vom Land geben wird“, machte die Präsidentin deutlich, wie wichtig die Ausbeutung des Fischreichtums im Südatlantik sei. Es sei für die Ernährung so ergiebig wie die Ökoregion Pampa, dem landwirtschaftlichen Kernland Argentiniens.

			Kirchner bezeichnete „Pampa Azul“ als „ambitioniertes und strategisch wichtiges Vorhaben“, als eine „Staatspolitik, die auch von zukünftigen Regierungen fortgesetzt werden sollte“. Sie unterstrich, dass es sich um ein Projekt handele, das nicht ausschließlich im Zuständigkeitsbereich des Forschungsministeriums liege, sondern dass auch die Ministerien für Verteidigung, Sicherheit, Tourismus und Landwirtschaft daran beteiligt seien.

			„Pampa Azul“ ist zunächst auf zehn Jahre angelegt und interdisziplinär konzipiert. Dabei sollen neben Forschungsschiffen, wie der am Montag vorgestellten „Puerto Deseado“, auch Unterseefahrzeuge zum Einsatz kommen. Aber auch auf traditionelle Bohrplattformen soll dabei zurückgegriffen werden. 

			Ausgewählt sind fünf Zonen, in denen schwerpunktmäßig geforscht werden soll: Die Mündung des Río de la Plata, der Golf von San Jorge zwischen den Küsten der Provinzen Chubut und Santa Cruz, die Agujero Azul (Blaues Loch) genannte Zone des Kontinentalhangs im Atlantik, die zwischen Argentinien und Großbritannien strittige Burdwood Bank südlich der Malwinen sowie die Gewässer um Südgeorgien und die südlichen Sandwichinseln, die beide britisches Überseegebiet sind. 

			Konflikte mit London dürften also vorprogrammiert sein. Mit der wissenschaftlichen Präsenz werde auch der Souveränitätsanspruch Argentiniens auf diese Gewässer im Südatlantik unterstrichen, heißt es dazu in einer Pressemitteilung des Forschungsministeriums.
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			Die Woche in Argentinien

			Cristina ins Parlasur?

			Es geht vordergründig um die Ausgestaltung der Wahlen zum Mercosur-Parlament („Parlasur“). Doch folgt man der Zeitung „Clarín“ könnte hinter der Debatte über zwei Gesetzesinitiativen zum erwähnten Thema mehr stecken: Nämlich die Vorbereitung eines neuen politischen Betätigungsfeldes für Cristina Fernández de Kirchner, die im kommenden Jahr gemäß der argentinischen Verfassung nicht noch einmal als Präsidentin kandidieren darf. Konkret geht es um Vorschläge von zwei Vertretern des Regierungslagers, die die wahlen argentinische Abgeordneten für das Parlasur in Montevideo zeitgleich mit den allgemeinen Wahlen 2015 abhalten wollen. Zur Debatte stehen die Initiativen von Jorge Landau, dem Bevollmächtigten der Gerechtigkeitspartei (PJ), und Andrés Larroque, dem Vorsitzenden von „La Cámpora“. Während Letzterer alle 43 Mandate, die Argentinien zustehen, direkt durch das Volk wählen lassen möchte, sieht Landaus Vorschlag eine Aufteilung vor: Alle 24 Gliedstaaten können je einen Abgeordneten stellen. Der Rest wird vom Volk gewählt. Doch ob dahinter tatsächlich eine Strategie steckt, Cristina Kirchner mit einem neuen Amt zu versorgen, muss zunächst im Reich der Spekulationen bleiben. Bislang hat die Präsidentin offiziell stets verneint, für einen Posten nach 2015 zur Verfügung zu stehen.

			Wehrpflicht vorgeschlagen

			Für reichlich Zündstoff sorgt derzeit der Vorschlag, die Wehrpflicht in Argentinien wieder einzuführen. Die entsprechende Anregung kam von Mario Ishii, seines Zeichens Senator in der Provinz Buenos Aires und Parteigänger von Gouverneur Daniel Scioli. Die Initiative wird unterstützt von Alejandro Granados, dem Sicherheitsminister der Provinz. Wehrdienst sollen demnach vor allem diejenigen jungen Männer leisten, die weder arbeiten noch studieren. Diese Personengruppe ist besonders gefährdet, auf die schiefe Bahn zu geraten. Um seinem Vorhaben die nötige Legitimität zu geben, schlägt Ishii eine Volksabstimmung zum Thema vor. Kritik an der Idee kam von allen Seiten. Verteidigungsminister Agustín Rossi meinte, der Vorschlag sei nicht sinnvoll: weder gesellschaftspolitisch, noch was die Landesverteidigung betreffe. Für die Opposition sprach der UCR-Abgeordnete Miguel Bazze den Wunsch aus, dass die Provinzregierung anstelle einer solch „rückwärtsgewandten Maßnahme“ lieber mehr Geld in Bildung und Ausbildung investieren solle. Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel bewertete es als „enormen Rückschritt für das Land“, dass über die Wiedereinführung der Wehrpflicht diskutiert werde. Diese wurde 1994 abgeschafft, nachdem der Wehrpflichtige Omar Carrasco von seinen Vorgesetzten getötet wurde.

			USA kritisiert Argentinien

			Die Regierung der USA ist weiterhin nicht zufrieden mit der Wirtschafts- und Finanzpolitik Argentiniens. Dies wurde deutlich bei Erklärungen, die Finanzminister Jack Lew und die Lateinamerika-Beauftragte Roberta Jacobson am Dienstag abgaben. Die Unterstützung der US-Regierung für Argentinien bei dem in New York anhängigen Gerichtsverfahren gegen die sogenannten „Geierfonds“ bedeute nicht, dass Washington Argentiniens politischen Kurs unterstütze. „Ich will eines klarstellen: Ich werde nicht das argentinische Verhalten insgesamt verteidigen“, so Lew. Die Unterstützung betreffe lediglich ein juristisches Thema, dessen Klärung im Interesse der USA liege. Auch Jacobson unterstrich, man dürfe aus dieser Hilfe nicht folgern, dass die US-Regierung mit den Entscheidungen der argentinischen Regierung einverstanden sei. Letztere setzt bekanntlich auf Eingriffe in die Wirtschaft wie Enteignungen, Devisenbewirtschaftung und Importbeschränkungen. Infolge des Staatsbankrotts von 2001 mutete Buenos Aires den Inhabern von argentinischen Staatsanleihen einen harten Schuldenschnitt zu, den nicht alle Gläubiger akzeptierten. Die Lateinamerika-Beauftragte äußerte den Wunsch, dass Argentinien bald zu einer Verständigung mit dem Pariser Club komme und seine Beziehungen zur internationalen Finanzwelt normalisiere.

			Metrobus auf „Cabildo“

			Der Metrobus hat sich in der Hauptstadt zum Erfolgsmodell entwickelt. Nachdem das Verkehrssystem mit den exklusiven Fahrbahnen für Busse in der Straßenmitte bereits auf den Straßen „Juan B. Justo“ und „9 de Julio“ sowie zwischen Constitución und der Brücke „La Noria“ erfolgreich eingeführt wurde, soll nun auch auf der „Avenida Cabildo“ eine neue Metrobus-Linie entstehen.  Angekündigt ist, dass die Bauarbeiten hierfür in diesen Tagen beginnen. Zuerst wird der Asphalt aufgebessert, dann sollen die 21 Haltestellen an dem vorgesehenen 2,7 Kilometer langen Abschnitt gebaut werden. Endpunkte sind die U-Bahn-Station „Congreso de Tucumán“ (Linie D) sowie die Brücke „Saavedra“ an der Schnellstraße „General Paz“, der Grenze zwischen Hauptstadt und Provinz Buenos Aires. Auf dem neuen Metrobus-Abschnitt, der Ende dieses Jahr fertig sein soll, werden insgesamt 14 Buslinien verkehren. Die Stadtplaner gehen davon aus, dass täglich rund 175.000 Menschen von der Maßnahme profitieren werden, die eine Zeitersparnis von 20 Minuten bringen soll.

			Australier getötet

			Tödlicher Überfall auf einen Australier: Ein 31-jähriger Tourist aus „Down Under“ kam am Montag ums Leben, als er im Park „San Martín“ von Mendoza von zwei Motorradgangstern attackiert wurde. Die Räuber wollten dem Australier im Vorbeifahren eine Tasche entreißen. Als dieser sich wehrte, feuerten sie vier Schüsse auf ihr Opfer ab und verließen fluchtartig die Szenerie. Der Tourist erlag kurz vor dem Eintreffen der alarmierten Rettungskräfte seinen Verletzungen. Zwei weitere Touristen, ein Franzose und eine Australierin, mit denen der 31-Jährige das im Park gelegene WM-Fußballstadion „Argentinische Malwinen“ besichtigen wollte, kamen mit dem Schrecken davon. Die Reisenden hatten sich in Bariloche kennengelernt. Am Mittwoch wollte der 31-Jährige nach Santiago de Chile weiterreisen. Die Täter sind noch auf freiem Fuß. Die Regierung der Provinz Mendoza hat eine Belohnung von 40.000 Pesos ausgesetzt für diejenigen, die konkrete Hinweise zur Ergreifung der Gangster machen können. (AT/mc)
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			UNEN

			In Hinblick auf das nächstjährige Superwahljahr mit Primär- und Präsidentschaftswahlen, Gouverneurs-, Bürgermeister- und Parlamentswahlen, haben die zahlreichen Verlierer der Wahlen von 2011, als die amtierende Präsidentin Cristina Kirchner ihre Wiederwahl mit 54,5 Prozent haushoch gewann, die Konsequenzen aus der damaligen Zersplitterung der Opposition gezogen. Kein Gegner Cristinas erreichte damals 20 Prozent der Stimmen. Alle waren dank ihrer Wahlkatastrophe politisch ins Abseits gerutscht.

			Anstatt gegeneinander zu konkurrieren, wollen mehrere Parteipolitiker der Opposition gemeinsam in den Wahlkampf ziehen. Sie haben offenbar Konsequenzen aus dem damaligen Wahldebakel gezogen. Die vorjährigen Parlamentswahlen lieferten dafür die Grundlage. Das neue parteipolitische Bündnis der UCR-Radikalen und Sozialisten mit mehreren anderen Abspaltungen der UCR wie die GEN-Partei der von Schweizer Einwanderern abstammenden Margarita Stolbizer in der Provinz Buenos Aires, und Elisa Carrió von der Bürgerlichen Koalition („Coalición Cívica“) zeigte sich offen für andere Parteien. Alle zusammen bildeten in der Vorwoche im Theater Broadway der Bundeshauptstadt den Auftakt für die neu geschaffene „Breite Front-UNEN“ („Frente Amplio-UNEN), die neun Parteien umfasst. Die UCR als über hundertjährige Landespartei, die mehrmals Präsidenten gestellt hat, unterhält im ganzen Land Parteisitze, wogegen alle anderen Parteien nur lokal tätig sind. Zwei Provinzen, Santa Fe von den Sozialisten und Corrientes von den Radikalen, werden von UNEN-Parteien regiert.

			Das Kürzel UNEN wurde im Vorjahr in der Bundeshauptstadt erfunden, wo mehrere Parteien, geführt von den Radikalen, einen Achtungserfolg nach der PRO-Partei von Bügermeietser Mauricio Macri errang, weil sie sich als einzige Parteien den Primärwahlen, genannt im spanischen Kürzel PASO, mit mehr als einer Kandidatenliste stellte. Alle anderen Parteien, auch die Regierungskoalition „Front für den Sieg“ (lies Justizialistische Partei, zu Deutsch Gerechtigkeitspartei, mit unwichtigen Partnern). UNEN steht für Einigkeit. Das erfolgreiche Kürzel wurde von der Neugründung auf ganz Argentinien erweitert. Die Spaltung der Parteien von 2011 war überwunden worden, nahezu ein parteipolitisches Wunder, wenn man die traditionelle Neigung zum Alleingang in der argentinischen Parteipolitik beachtet.

			UNEN-Kandidaten konnten im Vorjahr immerhin 23,74 Prozent der Stimmen erringen, davon in sieben Provinzen mehr als 40 Prozent, darunter auch einige Provinzen mit traditionell peronistischen Siegern wie Santa Cruz, La Rioja und Catamarca. Der Ausgangspunkt für die allgemeinen Wahlen von 2015 ist somit gegeben.

			Unmittelbar nach der UNEN-Gründung meldeten sich Stimmen innerhalb der neuen Koalition, um PRO-Kandidat Mauricio Macri einzuladen. Bemerkenswerterweise war Elisa Carrió Vorkämpferin für diese Initiative, hatte sie doch früher Macri der Korruption bezichtigt. Einige UNEN-Sprecher waren einverstanden, andere entschieden dagegen wie der linkslastige Senator Fernando „Pino“ Solanas. Macri schwieg, derweil er sich landesweit um politische Gefolgschaft kümmert, um nächstes Jahr für die Präsidentschaft zu kandidieren. Macri müsste sich als UNEN-Mitglied den Vorwahlen stellen, was er mit seiner PRO-Partei als Alleinkandidat nicht benötigt. Carrió wusste, dass Macri für UNEN eine Wahlbereicherung darstellen würde, die UNEN helfen könnte, mit ihrem siegreichen Kandidaten der Primärwahlen den Kampf gegen die peronistischen Kandidaten aufzunehmen. Für die Regierungspartei ist das möglicherweise Gouverneur Daniel Scioli von der Provinz Buenos Aires, für die peronistische Opposition wohl Sergio Massa (Erneuerungsfront). Ob das für den Einzug in eine entscheidende Stichwahl reicht, muss man abwarten. Das Kandidaten- und Parteiengerangel ist mit UNEN definitiv angelaufen.
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			Gute Predigt

			Von Stefan Kuhn

			Joachim Gauck hat völlig Recht. Er sei ja noch zurückhaltend gewesen bei seiner Rede vor Studenten der Technischen Universität in Ankara, wies der deutsche Bundespräsident die Angriffe des türkischen Ministerpräsidenten Recep Tayyip Erdogan zurück. Gauck hatte bei seiner Rede demokratische Defizite in der Türkei angesprochen und vor der Gefahr einer Selbstisolierung der Türkei gewarnt. Das deutsche Staatsoberhaupt ging dabei auf das Twitter- und YouTube-Verbot ein sowie die staatlichen Eingriffe in die Justiz, um Korruptionsermittlungen gegen Regierungsmitglieder zu behindern. Es sei eine Gefahr für die Demokratie, „wenn Bürgern vorgeschrieben wird, wie sie zu leben haben. Wenn eine verstärkte geheimdienstliche Kontrolle über ihr Leben angestrebt wird. Wenn Protest auf der Straße gewaltsam unterdrückt wird, und Menschen dabei sogar ihr Leben verlieren.“

			Solche Worte zielen natürlich direkt auf Erdogan, den Hauptverantwortlichen für die Einschränkung von Grundrechten und die Eingriffe in die Gewaltenteilung. Erdogan reagierte entsprechend harsch. In einer Rede vor Angehörigen seiner AKP-Partei verbat er sich Einmischungen in die inneren Angelegenheiten der Türkei und sagte über Gauck: „Der deutsche Staatspräsident denkt wohl, er sei immer noch ein Pastor.“ „Aus diesem Verständnis heraus schaut er auf die Dinge. Das geht nicht. Das ist hässlich.“

			Dies und nicht etwa die Rede Gaucks war ausgesprochen undiplomatisch. Erdogan hat damit seine eigenen Demokratiedefizite und seine mangelnde Kritikfähigkeit offengelegt. Gaucks Kritik war ein Freundschaftsdienst gegenüber einem Nato-Partner, einem Land, das in die EU will und auf dem besten Weg ist, sich diese Chance zu vermasseln. Erdogan ist noch machtbesoffen von seinem Sieg bei den Kommunalwahlen vom März. Bei dem Urnengang hatte sogar in Istanbul, wo der Widerstand gegen Erdogan am größten war, ein AKP-Kandidat gewonnen. Der Ministerpräsident hatte danach angekündigt, seine politischen Gegner „bis in ihre Höhlen“ verfolgen zu wollen. So viel zum Demokratieverständnis des „gemäßigten“ Islamisten.

			Gauck hat sich bei seinem Staatsbesuch in der Türkei stets für die EU-Mitgliedschaft des Landes ausgesprochen, obwohl das heutzutage selbst Befürwortern schwer über die Lippen kommt. Er hat auch Fehler Deutschlands bei der Strafverfolgung von Neonazi-Terroristen eingestanden, die acht Türken bzw. türkischstämmige Deutsche ermordet haben. Dieses Eingeständnis ist zwar keine Großtat, denn die Ermittlungspannen sind eine Tatsache, die man kaum abstreiten kann. Erdogan dagegen leugnet selbst Tatsachen.

			Bei den Studenten der TU stieß Gaucks Rede auf breite Zustimmung. Manchen Studenten ging sie sogar nicht weit genug. Lediglich die AKP-Kampfblätter unter der türkischen Presse griffen den Bundespräsidenten an. In Deutschland wurde Gauck über die Parteigrenzen hinweg verteidigt. Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth (Grüne) sagte: „Ich bin stolz auf den Bundespräsidenten, dass er sich als wahrer Demokrat, als Verfechter der Menschenrechte zeigt - und sich nicht einmauert in ein diplomatisches Blabla.“ Ähnlich äußerte sich Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU). Die Bundesregierung ließ erklären, sie teile die Einschätzung Gaucks über die demokratischen Defizite der Türkei.

			Mehr treffen dürfte Erdogan allerdings die Reaktion der Türkischen Gemeinde in Deutschland. Deren Vorsitzender Kenan Kolat bezeichnete Gaucks Rede als „ausgewogen“ und kritisierte Erdogan für dessen Angriffe auf den Bundespräsidenten. Im August finden in der Türkei Präsidentschaftswahlen statt, und Erdogan spekuliert auf dieses Amt. Die rund 1,5 Millionen in Deutschland lebenden türkischen Staatsbürger dürfen dabei erstmals mitwählen.
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			Randglossen

			Dem langjährigen Bürgermeister Mario Ishi fiel die Schnapsidee ein, die Wiedereinführung des obligatorischen Militärdienstes zu empfehlen, der von Präsident Menem abgeschafft worden war. Früher diente der Militärdienst dazu, jungen Männer aus dem Inland, Frauen waren ausgeschlossen, Grundkenntnisse des gesellschaftlichen Zusammenlebens beizubringen, abgesehen von der Ausbildung als Soldaten. Universitätsstudenten, für die der Militärdienst eine Unterbrechung ihres Studiums zur Folge hatte, durften ihn zeitweise in drei Sommermonaten abdienen. Seit der Abschaffung des obligatorischen Militärdienstes gibt es Berufssoldaten, die für die Sicherheit der Grenzen sorgen sollen. Glücklicherweise unterhält Argentinien friedliche und freundschaftliche Beziehungen zu den Nachbarstaaten, insbesondere mit Brasilien und Chile, so dass kein kriegerischer Konflikt in Aussicht steht. Die Reaktion befragter Politiker auf den Vorstoß von Ishi war eindeutig negativ.

			Die Mütter der Plaza de Mayo unter Leitung von Hebe Bonafini mussten nach den dubiosen Machenschaften von Sergio Schocklender, verurteilter Mörder seiner Eltern, einen gewaltigen Verlust staatlicher Zuwendungen für die Finanzierung von Wohnungen hinnehmen. Bonafini unterschrieb die Schecks, für die Schockländer seine dubiose Geschäfte finanzierte. Der Wohnungsbau wurde eingestellt und der Staat musste den Verlust hinnehmen. Neuestes Glanzstück der Bonafini ist die sogenannte Universität der Mütter, die gar keine echte Hochschule ist. Sie hat Pleite angemeldet und verhandelt jetzt mit der Regierung, damit diese die angebliche Hochschule übernimmt und finanziert. Beide Pleiten zeigen eindeutig, dass gefällige Finanzierungen absurder Pläne nur das steigende staatliche Defizit fördern, das mit Geldschöpfung der Notenbank die Inflation anheizt. Sonst nichts.

			Die Party mag gut gewesen sein, gelungen ist sie nicht. In St. Petersburg feierte der russische Gazprom-Konzern den 70. Geburtstag seines Mitarbeiters Gerhard Schröder nach. Mit dabei war der Busenfreund des Altkanzlers: Russlands Präsident Wladimir Putin, der derzeit wirklich keine gute (westliche) Presse hat. Die Freunde umarmen sich herzlich, und Schröders SPD, Juniorpartner in der Bundesregierung, quälte sich mit Erklärungsversuchen der peinlichen Liaison. Die sind im Prinzip einfach. Putin und Schröder sind Freunde, der Altkanzler ist außer Dienst und schert sich den Teufel um politische Korrektheit. CDU/CSU-Fraktionschef Volker Kauder holte deswegen schon zum großen Verbalschlag aus. Er wurde jäh gebremst. Sein Parteifreund Philipp Mißfelder hat mit Putin und Schröder gefeiert. Das ist peinlicher als ein Treffen unter Freunden, denn Außenpolitiker Mißfelder war bis März USA-Beauftragter der Bundesregierung.

			Dies ist keine Glosse, denn das Thema kann man weder überspitzen noch ironisieren. Es geht um die westliche Wertegemeinschaft, deren Führungsnation es einem wieder mal schwer macht, sich dieser Gemeinschaft zugehörig zu fühlen. Zwei Vor-, Un- oder Zwischenfälle, die in dieser Woche in den USA geschahen, zwingen zum Nachdenken über diese gemeinsamen Werte. Am Dienstag starb bei einer Hinrichtung in Oklahoma ein Todeskandidat erst nach qualvollen 43 Minuten nicht an der experimentellen Giftmischung, sondern an einem Herzinfarkt. In Montana wurde ein 17-jähriger deutscher Austauschschüler von vier Kugeln durchlöchert, weil er sich unbefugt in einer Garage aufgehalten hatte. Der Mörder hat Chancen, ungestraft davonzukommen. Er hat lediglich seinen Besitz verteidigt. Solche Gesetze zählen ebenso wenig zu den westlichen Werten wie die Todesstrafe. Das ist der Wilde Westen.

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,01, der Vorwoche gegenüber unverändert, und um 22,76 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Dienstag u$s 28,16 Mrd. gegen u$s 27,90 Mrd. Ende der Vorwoche. Die ZB konnte einen Überschuss auf dem Devisenmarkt kaufen, der dank hoher Exportgeschäfte von Sojabohne entstand. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.14 bei $ 8,269, zum 30.09.14 bei $ 8,84 und zum 30.12.14 bei $ 9,632 Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 31,60%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 10,60. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 3,30% und lag 26,65 % über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,60% und notierten mit 24,67% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,60% und lagen mit 42,45% gegenüber Ende 2013 im Plus. Boden 2015 gingen gegenüber der Vorwoche um 0,26% und gegenüber Dezember 2013 um 2,74% zurück. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 0,63% und notieren 16,25% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. verloren 0,79% und lagen 2,17% im Plus seit Jahresende 2013.

			*** 

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 221,03 (Vorwoche $ 220,11) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 315,75 (Vorwoche $ 314,44).

			***

			Als Folge der Importrestriktionen sind die Düngemittelimporte im ersten Quartals innerjährlich um 7,5% auf einem Wert von u$s 372,8 Mio. zurückgegangen. Die Exporte sind ebenfalls um 2,6% auf u$s 132 Mio. zurückgefallen. Nicht mehr die USA, sondern China ist jetzt Argentiniens Hauptlieferant von Düngemitteln, berichtet das Consulting Büro IES weiter.

			*** 

			Die Märkte Rofex und Merval vereinbarten, dass ihre Makler ab dem 26. Mai auf beiden Märkten tätig sein können. Der Schritt einer doppelten Verhandlungsplattform wird dadurch entfallen.

			*** 

			Die Provinz Neuquén sucht nach neuen Partnern für die Erdölförderung. Ihr Minister für Energie und öffentliche Dienste, Guillermo Coco, leitete eine fünfzigköpfige Unternehmersdelegation aus Erdölfirmen, Banken und Investmentfonds, um Investoren für elf Fördergebiete zu interessieren.

			*** 

			Am Montag kündigte die Präsidentin Cristina Kirchner ein neues Exportkontingent für Weizen von 500.000 t an, womit die für dieses Jahr festgesetzte Gesamtquote von 2 Mio. t erreicht werde. Sie wies darauf hin, dass die diesjährige Ernte 9,2 Mio. t betragen werde, von denen 6,5 Mio. für den Binnenmarkt notwendig seien. Sie bestätigte die Beibehaltung des Exportzolles von 23% und auch das System der Exportkontingente, sagte aber, dass die Genehmigungen, genannt ROE, jetzt über ein Web-Plattform vergeben werden sollen, so dass die Reserven für Exporte automatisch erfolgen. Gleichzeitig kündigte sie die Rückgabe von insgesamt $ 206 Mio. an 10.519 Landwirte an, die aus dem CEPAGA-Fonds stammen, der mit einem Teil der Exportzölle gebildet wurde, die 2012/13 eingenommen wurden, so dass auf jeden dieser kleinen Weizenproduzenten $ 20.400 entfallen. Die betroffenen Landwirte machen etwa 2% der gesamten Weizenfläche aus. CFK erwähnte nicht, dass wegen der Exportkontingentierung Druck auf den internen Preis entsteht, der lange Zeit unter dem Paritätspreis (Weltmaktpreis minus Frachten, Exportzölle und –kosten und Gebühren) lag. Die landwirtschaftlichen Verbände weisen darauf hin, dass die gesähte Fläche, die CFK mit 4,2 Mio. ha angab, normalerweise bei den früher schon erreichten 7 Mio. Ha liegen müsse. Viele Landwirte seien auf Gerste übergegangen, obwohl die klimatischen Bedingungen für diese Getreidart bei weitem nicht so günstig wie für Weizen seien. 

			***

			Der Umsatz der Supermärkte lag im März 2014 mit $ 13,82 Mrd. um 34,5% über dem Vorjahr und um 14,5% über Februar 2014, berichtet das INDEC. Der Umsatz der Shopping-Centers lag mit $ 2,27 Mrd. um 29,4% über dem Vorjahr und um 24,5% über dem Vormonat. Das INDEC hat dieses Mal die Umsatzentwicklung in konstanten Preisen nicht bekanntgegeben. 

			*** 

			Fünf Unternehmen nahmen an der öffentlichen Ausschreibung für den Bau des 132 KW starken Umspannungswerkes Oberá II in der Provinz Misiones teil. Das Bauwerk hat ein Etat von $ 160 Mio. Teilgenommen haben die Firmen Isolux Corsán, Cartellone, Rovella Carranza, Teyma Abengoa und Tecsa.

			***

			Der Kfz-Verkauf der Agenturen an ihre Kunden, der sich aus den Eintragungen im nationalen Register ergibt, lag im April um 37% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband ACARA. Es waren bis zum 28. April 43.148 Einheiten, gegen 68.619 im Vorjahr. Im März wurden 50.724 Fahrzeuge verkauft, 35% unter dem Vorjahr.

			***

			Der Preis für Zigaretten wurde letzte Woche stark erhöht. Die Firma Massalin Particulares, die führend auf diesem Bereich ist, mit der US-Firma Philip Morris als Mehrheitsaktionär (vor Nobleza Piccardo, die von British Tobacco kontrolliert wird), hat die Preise der einzelnen Marken von 22% bis 32% erhöht. Die am meisten verkaufte Marke, Marlboro, wurde um 25% teurer. Im Februar waren die Zigarettenpreise schon erhöht worden, und für September ist eine weitere Zunahme vorgesehen. Etwa zwei Drittel des Preises entfallen auf Steuern. Die Zigarettenfabriken haben sich gegenüber der Regierung verpflichtet, den Steuererlös (MwSt und interne Steuer) um $ 5 Mrd. über die 2013 gezahlten $ 13,8 Mrd. zu erhöhen. 

			***

			Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela schätzte die Gesamternte von Getreide und Ölsaat für dieses Jahr auf 108 Mio. Tonnen, davon 55 Mio. Sojabohne. Das wäre ein neuer Rekord.

			***

			Der regierungsfreundliche landwirtschaftliche Verband „Corriente Agraria Nacional y Popular“ weist auf folgende Produktionszunahmen zwischen 2003 und 2013 hin. Gerste: 900%; Reis: 120%; Baumwolle: 149%; Erdnuss: 181%; Mais: 99%, Sojabohne: 72%. Ausserdem habe sich in dieser Periode die Produktion von Schweinefleisch verdreifacht und von Geflügelfleisch versechsfacht. Der Eierkonsum sei von 135 auf 242 Einheiten pro Jahr gestiegen.

			***

			Wie das Arbeitsministerium meldet, hat die graphische Industrie mit der Gewerkschaft eine Lohnerhöhung für dieses Jahr von 29,5% vereinbart, wobei ab 1. April 18% und ab 1. August weitere 11,5% gezahlt werden. Bei der Bekleidungsindustrie betrug die Zulage 26,5%, wobei 15% ab 1. April und 10% kumulativ ab 1. Oktober hinzukommen.

			***

			Der Bauunternehmer Lázaro Baez, der offensichtlich ein Strohmann der Kirchners ist, hat in 8 Jahren in der Provinz Santa Cruz 25 landwirtschaftliche Betriebe („estancias“) gekauft, die insgesamt 427.000 ha umfassen, berichtt die Zeitung „Clarín“ (28.4.14). Er besitzt jetzt schon fast die Hälfte wie der italienische Textilindustrielle Luciano Benetton, der 900.000 ha in Patagonien hat. Ausserdem hat er einen landwirtschaftlichen Betrieb in Choele Choel, Provinz Rio Negro, gekauft. In Santa Cruz ist das Land sehr billig, wobei viele Betriebe, die sich der Schafzucht widmeten, wegen des niedrigen Wollpreises vor Jahren schon aufgegeben haben. Die Baez-Länderen in Santa Cruz umfassen auch das Gebiet, das durch die vorgesehenen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz überschwemmt werden, die dann enteignet werden müssen, so dass Baez hier ein Geschäft macht. Bei anderen Ländereien ist es zweifelhaft, dass Geld verdient werden kann, obwohl Baez, in vielen dieser Betriebe zusätzlich investiert, in Wohnhäusern und Anlagen. Baez hat das Geld, das er für all dies aufgewendet hat, mit öffentlichen Bauten in der Provinz Santa Cruz verdient, bei denen ihm hohe Preise und meistens auch pünktliche Zahlung (in bestimmten Fällen sogar Vorauszahlung) gewährt wurden.

			***

			Wirschaftsminister Axel Kicillof und Industrieministerin Debora Giorgi sind am Dienstag nach Brasilien gereist, um mit Industrie und Handelsminister Mauro Borges und dem Präsidialberater Marco Aurelio García über ein neues Abkommen für den Kfz-Austausch zu verhandeln. Argentinien will zunächst das bestehende Abkommen über kompensierten Austausch von fertigen Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern für ein weiteres Jahr verlängern. Doch gleichzeitg soll der Anteil an in Argentinien gefertigten Zubehörteilen erhöht werden. Der bilaterale Handel von Kfz und Zubehörteilen wies letztes Jahr für Argentinien ein Defizit von u$s 3,1 Mrd. aus, von dem u$s 389 Mio. auf fertige Kfz und u$s 2,68 Mrd. auf Zubehör- und Ersatzteile entfallen. Brasilien hat vorgeschlagen, den Export nach Argentinien zu finanzieren, wobei für diesen Zweck ein Betrag von ca. u$s 2 Mrd. bereitgestellt werden soll. 

			***

			Seit vier Jahren geben jährlich etwa tausend landwirtschaftliche Betriebe auf, berichtet das Arbeitsministerium. In der Landwirtschaft findet ein Konzentrationsprozess statt, wobei es der Regierung trotz Schaffung eines Unterstaatssekretariates für kleinere Betriebe u.a. Bemühungen nicht gelungen ist, den kleinen Landwirten ein angemessenes Einkommen zu verschaffen. Die Konzentration war besonders ausgeprägt in der Milchwirtschaft, da der niedrige Milchpreis nur bei einer hohen Produktion kostendeckend ist. Der Vorsitzende des Verbandes „Federación Agraria Argentina“, Eduardo Buzzi, erklärte, im letzten Jahrzehnt hätten 7.000 Milchbetriebe aufgegeben. Dennoch hat sich die Produktion gehalten. 

			***

			CFK hat am Montag die Rückzahlung der Schulden von 17 Provinzen an den Nationalstaat, die am 31.3.14 fällig waren und insgesamt $ 1,79 Mrd. ausmachen, um drei Monate bis zum 30.6.14 verschoben. Gleichzeitig wurde von den Provinzen mehr Information über ihre Finanzen gefordert. Die neue Massnahme wurde im Rahmen des Programmes des provinziellen Abbaus von Schulden gegenüber dem Nationalstaat angekündigt, der im Mai 2010 eingeleitet wurde, als 89% dieser Schulden, die insgesamt $ 65,52 Mrd. betrugen und zum grössten Teil auf die Auszahlung der Provinzgelder (kurzfristige übertragbare provinzielle Schatzscheine) entfiel, die in der Krise 2001/02 entstanden waren. Diese Schuld wurde zu einem Zinssatz von 6% umgeschuldet, wobei die vorher bestehende Berichtigung mit dem CER-Index abgeschafft wurde. Die Schuld wird somit dank der Inflation zunehmend verwässert. Die Provinzen sind allgemein nicht in der Lage, diese Schulden zu bezahlen. Doch mit der Politik der Beibehaltung der Schulden und kurzfristigen Hinausschiebung der Zahlungsfristen will die Nationalregierung die Gouverneure unter Druck setzen, damit sie ihre Ausgaben beschränken. Doch solange die Nationalregierung nicht mit dem Beispiel vorangeht, geschieht hier nichts, wobei die Gouverneure wissen, dass die Nationalregierung eine provinzielle Zahlungsunfähigkeit vermeiden muss.

			***

			CFK hat am Montag die Bildung eines Fonds angekündigt, der „Fondear“ getauft und laut ihr mit über $ 10 Mrd. ausgestattet wurde, der für die Finanzierung von produktiven Projekten und solchen für technologische Erneuerung bestimmt ist, vornehmlich für kleine und mittlere Unternehmen, aber auch für grosse. CFK gab nicht an, woher die Mittel des Fonds stammen. Beiläufig erklärte sie, dass es dank der Reform der ZB-Charta, und dem Einsatz von Mittel des Sonderfonds der ANSeS, möglich war, im Rahmen des Programmes „Bicenentario“ (vom Jahr 2010) $ 5,86 Mrd. an (weichen) Krediten für produktive Investitionen zu gewähren. In dieser Periode haben laut CFK die Banken die Konsumkredite um 545% erhöht, die „produktiven“ (für Unternehmen) hingegen nur um 221%. Deshalb müsse sich der Staat um die Kredite für diesen letzten Bereich kümmern. 

			***

			CFK hat eine neue Karte für das Haushaltspersonal angekündigt, die die Banco Nación ausgeben werde, die sämtliche Daten über ihre Arbeit enthalten soll. Angeblich soll dadurch die hohe Schwarzarbeit auf diesem Gebiet bekämpft werden. Sie gab jedoch keine Einzelheiten über die Karte bekannt. Eine Woche vorher hatte die Regierung angekündigt, dass das Haushaltspersonal auch über eine Versicherung gegen Arbeitsrisiken (arbeitsbedingte Krankheit und Unfälle) bei einer ART („Aseguradora de Riesgos del Trabajo“) verfügen muss. Auch hier fehlt noch das Dekret, das dies verfügt.

			***

			Die Spielzeugproduktion nahm 2013 um 15% zu, mit einem Umsatz von $ 900 Mio. lag. Wurden 2013 für Importe insgesamt u$s 110 Mio. ausgegeben, so erreichten die Einfuhren im ersten Quartal 2014 lediglich u$s 19 Mio., berichtete Matias Furió, der Vorsitzende der Kammer der Spielwarenfabrikanten. 

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat das Verfahren für die Vergabe der Hilton-Rindfleischquote für die Periode vom 1.7.14 bis zum 30.6.15 eingeleitet. Insgesamt werden 30.000 t an Schlachthäuser, die schon im Vorjahr diese Quote exportiert hatten, u.a. vergeben. Dieses Fleisch wird in der EU mit einem Zollsatz von 20% importiert, gegen über 100% bei normalen Lieferungen. Somit ist der Preis mehr als doppelt so hoch. Die Hilton-Quote wurde in den letzten Jahren nicht erfüll, weil der damalige Binnenhandelssekretär G. Moreno Hindernisse schuf. An einer weiteren Quote, die die EU festgesetzt hat, die zollfrei ist, hat sich Argentinien nicht einmal beteiligt.

			***

			Eine jüngste Studie des Ökonomen Federico Muñoz hat ergeben, dass der Anteil der Industrie am BIP von 16,8% im Jahr 2004 auf 15,5% im Jahr 2013 geseunken ist. Obwohl die Regierung stets auf die Industrialisierung als Kernpunkt der Wachstumspolitik hinweist, wurde die Industrie von der Landwirtschaft, dem Bergbau und , vor allem, vom Diensleistungsbereich verdrängt.Hier spielt allerdings auch der Umstand eine Rolle, dass der Staat seinen Anteil am BIP stark erhöht hat. Die Industrie ist gegenwärtig laut Muñoz für 20,2% der Beschäftigten verantwortlich, gegen 21,8% im Jahr 2004.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Finanzinstitute heben die siebte Woche in Folge ihre Vorhersage zur Entwicklung der Inflation in Brasilien an. Die Erwartungen bezüglich des nationalen Verbraucherpreisindexes IPCA stiegen damit in diesem Jahr von 6,47% auf 6,51%. Für 2015 gehen die Experten von einer Inflation von 6,01% aus. Die brasilianische ZB befragt die Finanzinstitute jede Woche zu ihren Vorhersagen zu den wichtigsten wirtschaftlichen Kennzahlen. Die erwartete Inflation in diesem Jahr übersteigt den maximalen Wert von 6,5%, den die Inflation nicht übersteigen sollte – der Mittelwert liegt bei 4,5%. (Brazil News)

			***

			Die Regierung von Kuba ist mit einer neuen Massnahme weiter in Richtung Liberalisierung fortgeschritten. Die 2.800 Staatsunternehmen erhalten jetzt eine grössere Handlungsfreiheit, wobei ihnen sogar gestattet wird, die Produktion, die das Plansoll übersteigt, zu Marktpreisen zu verkaufen. Vorher hatte die Regierung schon ein neues Gesetz über Auslandsinvestitionen und den Zugang zur Wohnung und zum Automobil erleichtert. Die neue Tendenz wurde seinerzeit von Präsident Raul Castro eingeleitet, mit der Zulassung von privaten Unternehmern in bestimmten Bereichen (Restaurants u.a.) und der Vergabe von brachliegendem Land an Personen, die sich für Landwirtschaft interessieren. Der effektive Fortschritt war jedoch bisher sehr gering.

			***

			Corporación América und ihr peruanischer Partner Andino Investment Holding unter dem gemeinsamen Namen Kuntur Wasi erhielten den Zuschlag für den Bau des neuen Flughafens von Cuzco, Peru. Die Landebahn soll eine Länge von 4 Kilometer haben. Der Flughafen wird im naheliegenden Ort Chinchero, auf halber Strecke zwischen der Stadt Cuzco und Machu Pichu entstehen. Die Bauzeit beträgt fünf Jahren. Die Gesamtinvestition wurde mit u$s 550 Mio. angegeben. Das Konsortium soll den Flughafen in den nächsten 40 Jahren verwalten.

			***

			Die spanische Bank Santander will ihre Tochterfirma in Brasilien vollständig übernehmen, und in diesem Sinn den Kleinaktionären, die 25% des Kapitals halten, ein Übernahmeangebot vorlegen. Die Bank will dafür Aktien des Mutterhauses in einem Gesamtwert von E 4,7 Mrd. anbieten. Den Kleinaktionären solle dabei eine Prämie von 20% des Börsenwerts ihrer Anteile angeboten werden. Die Übernahme soll bis Oktober abgeschlossen sein. (dpa)

			***

			Das staatliche mexikanische Erdölunternhemen Pemex wies im 1. Quartal 2014 einen Verlust von u$s 5,3 Mrd. aus, den höchsten der letzten zwei Jahrzehnte. Der Verlust ist vornehmlich auf eine Zunahme der Betriebskosten um 26,4% gegenüber dem Vorjahr zurückzuführen. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Bosch 

			Bosch Rexrodt kündigt Investitionen über u$s 20 Mio. an, um diverse Prozesse produktiver zu gestalten, z.B. in Pumpenanlagen für die Erdölindustrie. Dabei geht es um ein System mit einem längerem Leben und geringere Kosten. 

			Volvo 

			Volvo Trucks, die LKW und Bus Sparte der schwedischen Volvo Gruppe, hat im Westen der Provinz Buenos Aires eine neue Werkstatt auf 15.000 qm eingeweiht. Nach einer Investiton von u$s 3,5 Mio. soll hier ein Service-Dienst mit Originalteilen durchgeführt werden. Ebenfalls findet hier die Ausbildung der Mitarbeiter statt.

			Comercial del Sur

			Dieses Unternehmen aus der Provinz Buenos Aires investiert im Hafen der Provinzhauptstadt von Santa Fe $ 10 Mio. Sie will diesen Hafen zu einem Brückenkopf für den Reisexporte ausbauen.

			Bedson

			Nach Erteilung der Exportgenehmigung durch die US-Gesundheitsbehörden, begann dieses Veterinärlabor mit der Ausfuhr des Zusatzstoffes Bedgen 40. Fünfzehn Jahre Arbeit habe man investiert, um Produkte in den US-Markt einführen zu können, unterstrich Omar Romano Sforza. Bedson feiert gleichzeitig ihr 35-jähriges Bestehen. Die Firma beschäftigt in ihrem Hauptsitz in Pilar 130 Mitarbeiter, und 50 weitere weltweit.

			Renova

			Dieses Gemeinschaftsunternehmen der lokalen Vicentín und der Schweizer Glencore hat eine neue Fabrik für Pflanzenöl und -mehl in Timbúes, Provinz Santa Fé (bei Rosario), eingeweiht, die u$s 480 Mio. gekostet und eine Kapazität von 20.000 Tonnen Sojabohne pro Tag hat, was hochgerechnet auf ein Jahr 6,6 Mio. t ausmacht. Diese Fabrik, die grösste des Landes und auch eine der grössten der Welt, ist in der Lage 14% der gesamten argentinischen Sojabohnenproduktion zu verarbeiten.Täglich kann die Fabrik etwa tausend Lastwagen mit Ölsaat empfangen. Die Lagerungskapazität beträgt 300.000 t, und im eigenen Hafen können 60.000 t gelangert werden.

			Boldt

			Diese Firma hat soeben die Ausschreibung für das System der Photobussen für Kfz (mit dem damit verbundenen Informatiksystem) der Stadt Buenos Aires gewonnen, was ein Geschäft von insgesamt $ 209 Mio. darstellt. Boldt leistet diesen Dienst schon jetzt, nachdem die Firma 2009 eine Ausschreibung gemeinsam mit Octomind gewonnen hatte. Damals hatten auch Siemens, Telecom, Prominente, Indra und Meller Offerten eingereicht. Bei der letzten Ausschreibung hatten auch Octomind, die französische Athos und OCA Offerten eingereicht. Boldt, dessen Kerngeschäft der Druck von Wertpapieren u.dgl. ist, ist auch Partner mit 50% des Spielkasinos von Tigre, Trilenium, dessen andere Hälfte dem K-Unternehmer Cristóbal López gehört.

			Newsan-SIAM

			Der Konzern Newsan, kontrolliert von Rubén Cherñajovsky, mit Fabriken in Tierra del Fuego, hat letzte Woche die Inbetriebnahme der alten Fabrik von SIAM di Tella im Vorort Avellaneda ankündigt, die sie übernommen und vollständig mit neuen Maschinen und Anlagen ausgestattet hat. Bisher hat sie in diesem Sinn schon u$s 35 Mio. von den insgesamt vorgesehenen u$s 100 Mio. investiert. Das Unternehmen erzeugt jetzt 16 Modelle von Eisschränken, mit Gas R600, das ökologisch ist, und der Klasse A++ Eu-ropa, die einen niedrigen Stromkonsum hat. Im 1. Jahr sollen 100.000 Einheiten erzeugt werden. In einer zweiten Etappe kommen dann Waschmaschinen, Wäschetrockner, Geschirrspüler und Tiefkühlanlagen („freezer“) hinzu. Gegenwärtig ist die Hälfte des Wertes der Bestandteile der Produkte lokal erzeugt. Das Unternehmen hat eine Belegschaft von 200 Personen.

			Petrobras Argentina 

			Auf weitere zehn Jahre wurde der Konzessionsvertrag zwischen der lokalen Filiale des brasilianischen Erdölkonzerns und der Provinz Rio Negro verlängert. Betroffen sind die drei Fördergebiete 25 de Mayo-Medanito, Jaguel de los Machos sowie Rio Neuquén. Petrobras Argentina verpflichtet sich einen Gesamtbetrag von u$s 819 Mio. zu investieren. Die Ratifizierung des Vertrages durch das Parlament in Rio Negro steht noch aus. Dieser sieht die Zahlung eines festen Betrages in Höhe von u$s 92,8 Mio. sowie eine zusätzliche Gebühr von 3,5% auf die Brennstoffproduktion vor, die zuzüglich zu den 12%igen Lizenzgebühren bezahlt werden muss. Die vorzeitige Verlängerung der Konzessionsverträge ist seit einigen Jahren üblich, um Investitionen möglich zu machen, die eine längere Amortisationsfrist erfordern. 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11806.png]

			Mehr als ein konjunkturelles Phänomen: eine Gesellschaftskrise

			Es ist nicht ein normaler Konjunkturrückgang und auch keine einfache Rezession, was Argentinien jetzt durchmacht: es ist eine tiefe Krise, die über das Wirtschaftliche hinausgeht. Es ist eine Gesellschaftskrise, die in den verschiedensten Formen zum Ausdruck kommt. Das sollte nicht verleugnet oder bagatellisiert werden, wie es die Präsidentin u.a. Sprecher der Regierung tun. Um Probleme lösen zu können, müssen sie zunächst als solche erkannt und dann eingehend untersucht werden. Sonst werden sie immer schlimmer, wie es effektiv der Fall ist. Man kann die gegenwärtige wirtschaftliche Lage nur im Rahmen der Gesellschaftskrise verstehen, mit all ihren Erscheinungen. Denn eines wirkt sich auf das andere aus.

			Man gewinnt den Eindruck, zunehmend in eine Anarchie zu geraten, und das ist äusserst gefährlich. Aristoteles sagte schon vor über zweitausend Jahren: wenn die Demokratie in Anarchie entartet, dann kommt die Diktatur. Genau das war 1975/76 unter Isabel Perón der Fall. Man hat den Eindruck, dass die Präsidentin und ihre engen Mitarbeiter sich nicht der kritischen Lage bewusst sind, und auch nicht wissen, was sie tun müssen, um die Krise zu überwinden. Sie verneinen und vertuschen sie. In der Opposition und in Unternehmerkreisen nimmt das Bewusstsein über den Ernst der Lage zu, und immer mehr wird eine sogenannte „Staatspolitik“ gefordert, was sich auf die Grundlagen einer modernen Gesellschaftsordnung bezieht. Das bedeutet jedoch in der Praxis eine Kehrtwende um 180 Grad, zu der diese Regierung nicht bereit ist. 

			Demokratie bedeutet Freiheit mit Ordnung, d.h. mit Spielregeln, die eingehalten werden, mit einer Rechtsordnung, die streng geachtet wird, mit einer systematischen Bemühung um persönliche Sicherheit, ohne Verfolgung von Andersdenkenden und Kritikern, mit viel Vernunft, Dialog und Kompromisswillen. All das gibt es im Kirchner-Staat nicht, der in vielen Aspekten einer absoluten Monarchie gleicht. Néstor zuerst und jetzt Cristina Kirchner regieren nach dem Prinzip des französischen Königs Ludwig der vierzehnte, „der Staat bin ich“ („l’etat c’est moi“). Und das ist nicht weit entfernt von einer Diktatur. Die Verfälschung der Demokratie durch den Kirchner-Populismus, der sich durch Demagogie, Vergeudung öffentlicher Mittel, Opferung langfristiger Ziele für kurzfristige Vorteile, und Hinausschieben schwieriger notwendigen Massnahmen kennzeichnet, ist ein wesentlicher Teil der Gesellschaftskrise. 

			Die Politisierung der Justiz, mit direktem Druck auf die Richter, und die auf viele Jahre rückwirkende Anullierung von Gesetzen, die diese Regierung als normal betrachtet, schaffen eine grosse Rechtsunsicherheit, die sich direkt auf grosse Investitionsentscheidungen auswirkt. Dass das Gelände der „Sociedad Rural Argentina“, das die Regierung im Jahr 1991 an diese verkauft hat (um Investitionen für ein erweitertes Ausstellungsgelände zu ermöglichen, die danach auch durchgeführt wurden), nach 21 Jahren annulliert wurde, dazu noch per Dekret, zeigt wie schlimm es bei CFK um das grundsätzliche Rechtskonzept bestellt ist. Die SRA hat Klage vor Gericht eingebracht, und der Oberste Gerichtshof hat den Fall zunächst aufs Eis gelegt, statt sofort die Verfassungswidrigkeit des Dekretes zu verfügen, wie es hätte sein sollen. Gesetze können jederzeit durch neue Gesetze (nicht durch Dekrete) ausser Kraft gesetzt werden; aber eine Anullierung, bei der ein Gesetz von Anfang an nicht gilt, kann nur durch den Obersten Gerichtshof verfügt werden, und auch nur wenn ein Gesetz der Verfassung widerspricht. Und das muss kurzfristig geschehen, um Rechtssicherheit zu schaffen. Im gleichen Sinn ist die brutale Verfolgung der Zeitungsverlage, die 1976 eine stillstehende im Anfangsstadium des Baus stehende Papierfabrik, benannt Papel Prensa, legal und bei einer korrekten Zahlung an die Erben des verstorbenen Inhabers übernommen und sie mit Investitionen von über u$s 200 Mio. vollendet haben, ein verheerendes Signal an alle Investoren und Grossunternehmer. 

			Was weite Kreise der Bevölkerung am meisten aufregt, ist die phänomenal gestiegene persönliche Unsicherheit. CFK wies in der Vorwoche in einer ihrer ständigen Fernsehauftritte darauf hin, dass es auch vor Jahrzehnten schon Unsicherheit gegeben habe, und zeigte als Beweis dafür eine Titelseite der Zeitung „Clarín“ vom März 1993. Es geht jedoch nicht um dies, sondern um die exponentielle Zunahme der Morde, Raubüberfälle und Vergewaltigungen, bei denen auch mehr Gewalt in Erscheinung tritt. Das stellt eine qualitative Änderung dar, die mit dem Aufschwung des Drogenhandels und –konsums zusammenhängt, aber auch mit der Duldung der Kirchner-Regierungen gegenüber diesem Phänomen, das sie nur oberflächlich bekämpft haben, einmal wegen Unfähigkeit, dann auch wegen der Überzeugung, dass ein härteres Vorgehen der Regierung diktatorisch sei, und schliesslich, weil sie der Ansicht sind, dass Verbrecher Opfer einer ungerechten Gesellschaft seien. Die Polizei erhielt keine Rückendeckung, und das viele Drogengeld wirkte auch hier verheerend. Und jetzt ist das Schlamassel da, und die Regierung weiss nicht, was sie tun soll. Die Sicherheitsministerin Cecilia Rodriguez hat in der Vorwoche eine jämmerliche Darstellung dieser Problematik im Kongress vorgelegt. Sie hat keine blasse Ahnung vom Thema. Und ihr zweiter Mann, Staatssekretär Sergio Berni, bemüht sich zwar sichtbar um die Verfolgung der Drogenhändler, handelt jedoch wie ein Aussenseiter, ohne eine Gesamtkonzept für die Sicherheitspolitik.

			Gewaltsame Strassensperren („piquetes“), wilde Streiks, auch bei öffentlichen Diensten, wurden passiv geduldet. Kein Wunder, dass sie immer häufiger und aggressiver wurden. Erst jetzt will die Regierung etwas tun, damit der Strassenverkehr nicht vollständig gestört werden kann. In der Vorwoche wurde eine mehrtägige Blockade mehrerer Techint-Werke (Stahl und Stahlröhren) durch die Lastwagengewerkschaft von der Regierung passiv geduldet, obwohl sie unbegründet und illegal war. Denn der Grund war die Entlassung von Arbeitnehmern einer Lastwagenfirma, die nichts mit Techint zu tun hat. 

			Auch die Bildung von Elendsvierteln, und die phänomenale Vergrösserung der bestehenden (besonders des Viertels 31 an der Illia-Autobahn), wurde passiv geduldet. Die Regierung der Stadt Buenos Aires versucht ihrerseits, die Besetzung von öffentlichen Plätzen durch Familien zu verhindern, die sich dort niederlassen wollen, um weitere Elendsviertel zu bilden. Aber die Nationalregierung macht nicht mit. Unter der Militärregierung, mit Osvaldo Cacciatore als Bürgermeister, gab es kein einziges Elendsviertel in der Stadt, wobei die grundsätzliche Auffassung bestand, dass eine Grossstadt wie Buenos Aires, ebenso wie London, Paris und New York, keine solche haben sollte. Jetzt sind es über 20, was ein klares Dekadenzzeichen ist, welches mit zu den Krisenerscheinungen gehört, das besonders unter den Kirchner-Regierungen zugenommen hat.

			Der Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit, die erhöhte Inflation und die als Folge eintretende Zunahme der ohnehin schon hohen Arbeitslosigkeit verschärfen das Problem. Arbeitslose, vornehmlich Jugendliche und solche, die schon eine längere Zeit keine Arbeit haben, sind ein gefundenes Fressen für Verbrecherorganisationen und Drogenhändler. Was in Zeiten der guten Konjunktur versäumt wurde, um diese gefährliche Entwicklung zu verhindern, ist jetzt viel schwieriger geworden.

			Zu all diesem kommt dann noch die gigantische Korruption hinzu, wie nie zuvor, die diese Regierung kennzeichnet, die immer mehr in Einzelheiten an die Öffentlichkeit gelangt. Die direkte Intervention in das wirtschaftliche Geschehen, die sehr in Einzelheiten geht und auch Verfolgungscharakter hat, nährt auch eine grosse Korruption innerhalb der Staatsverwaltung. Es ist z.B. bekannt, dass Importgenehmigungen oft gegen eine Zahlung vergeben werden, die bestimmte Beamte einstecken. Wenn in einer Regierung oben offen gestohlen wird, sollte man sich nicht wundern, wenn die Beamten in unteren Stufen auch auf diese Weise zu einem zusätzlichen Einkommen gelangen wollen. Die Drogenhändler wissen dies zu nutzen. Hinzu kommt noch die ausgedehnte Vetternwirtschaft und die Aufnahme von Mitgliedern der politischen Gruppe „La Cámpora“, die von CFK kontrolliert wird, in die Staatsstruktur, sowohl in die Verwaltung wie in Staatsunternehmen. Sie werden meistens besser bezahlt als die normalen Beamten und erhalten Ämter, für die sie gewiss nicht qualifizieren. Auch das ist Korruption. 

			Was der Journalist Jorge Lanata im Fernsehen über konkrete Fälle der K-Korruption erzählt, würde in zivilisierten Ländern den Fall einer Regierung herbeiführen. Dass eine gewisse Korruption unvermeidlich ist und eventuell auch zur Demokraktie gehört (u.a. weil Wahlen teuer sind), ist eine Sache, dass jedoch offen gestohlen wird, mit Fingerabdrücken überall, und viele hohe Beamte offen einen phänomenalen Vermögenszuwachs aufweisen, den sie auch in Form von Luxuswohnungen und –automobilen zeigen, ist etwas ganz anderes. Es ist ein Symptom einer moralischen Zersetzung der Gesellschaft, was auch einen Teil der Gesamtkrise bildet. Hinzu kommt dann noch die Bevorzugung bestimmter Unternehmer, die den Kirchners persönlich nahestehen, wie Lázaro Baez, Cristóbal López u.a., denen die Regierung gute Geschäfte zuschanzt, meistens zum Schaden anderer privater Unternehmen. Im Fall von Baez, der unter Néstor Kirchner vom kleinen Bankangestellten zum grossen Bauunternehmer aufstieg, ist es klar, dass er ein Strohmann der Kirchners ist, umso mehr als sein Unternehmen auch Zimmer im Hotel der Kirchners in Calafate für längere Zeit gemietet hat, ohne sie zu verwenden. Es war eine Übertragung von finanziellen Mitteln und eine offene illegale Weisswaschung. So offen und unverschämt wie bei dieser Regierung hat bisher keine andere, auch nicht entfernt, gestohlen.

			Die wirtschaftliche und soziale Problematik wird durch die hohe Inflation verschärft. Die jetzt offiziell zugebene Preiszunahme von 3,7% im Januar, 3,4% im Februar und 2,6% im März (was 10% in drei Monaten ausmacht) schafft Unruhe, erhöht den Druck der Gewerkschaften bei den Lohnverhandlungen und wirkt allgemein störend. Die Preiszunahme soll laut privaten Schätzungen im April bei 2% liegen, was ein kleiner Fortschritt wäre, der vornehmlich auf die Abkühlung der Konjunktur zurückzuführen ist. Es ist jedoch immer noch zu viel. Der Abwertungssprung vom Januar, dem ein stabil gehaltener Kurs folgte, ist somit weitgehend schon durch die interne Preisentwicklung ausgeglichen worden, was nicht gewollt war.

			Es ist der Regierung nur halbwegs gelungen, die Lohn-Preisspirale zu bremsen. Obwohl in den meisten Fällen die Zulagen leicht unter 30% liegen, sind es in einigen Fällen mehr, wie bei der Pflanzenölindustrie, wo es 38% waren. Das spornt auch andere Gewerkschaften an. Die hohe Inflation führt konkret auch dazu, dass Ratenzahlungen verteuert oder ganz abgeschafft werden, was den Konsum von dauerhaften Gütern hemmt. In der heutigen Welt sind Inflationsländer eine Ausnahme. In Lateinamerika liegt nur Venezuela weit über Argentinien. Die anderen Staaten haben einstellige jährliche Inflationsraten, und es geht ihnen dabei gewiss viel besser als Argentinien.

			Das Szenarium, das wir hier in grossen Zügen beschrieben haben, wirkt bei der Wirtschaft wie Sand im Getriebe. Dabei werden Investitionen verscheucht, und besonders die wichtigen, nämlich für Erdöl und Gas, und auch für Infrastruktur, faktisch unmöglich gemacht. Es werden jedoch auch normale unternehmerische Initiativen, um das Geschäftsfeld zu erweitern, gehemmt. Unter diesen Umständen kann man langfristig bestenfalls eine Stagnation erwarten. Die Regierung, die dieser folgt, muss dann vor vorne beginnen und Argentinien wieder zu einem zivilisierten Staat machen.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Immer mehr negative Zeichen

			Nach und nach werden Daten über die Wirtschaft bekannt, die auf eine starke Rezession hinweisen. Die Industrieproduktion ist laut INDEC im März interanuell um 5,9% gefallen, gemäss der FIEL-Berechnung sogar um 10,2%. Das 1. Quartal lag laut INDEC um 3,1% und laut FIEL um 2,6% unter dem Vorjahr. Gegenüber dem 4. Quartal 2013 betrug der Rückgang laut FIEL sogar 12,2%. März ist jetzt der achte Monat in Folge mit einem interanuellen Rückgang. Im März fiel die Fahrzeugproduktion mit einem Minus von 25,1% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat besonders ins Gewicht. In den letzten zwei Wochen haben mehrere Kfz-Fabriken die Arbeit für einen grossen Teil der Belegschaft aufgehoben, weil der Umsatz weiter zurückgegangen ist, und sie hohe Lagerbestände haben. 

			Aber auch andere Branchen verzeichnen Rückgänge, u.a. auch die Lebensmittelindustrie. Die Bauwirtschaft liegt laut INDEC im 1. Bimester 2014 um 5,2% unter dem Vorjahr. Bei öffentlichen Bauten werden die Zahlungen verzögert, weil die ZB mit den Zuwendungen an das Schatzamt zurückhält, so dass sich die Bauten verlangsamen.

			Die Supermärkte, die bisher immer reale Zunahmen verzeichneten, erleben jetzt eine schwache Konjunktur. Die Consulting-Firma CCR, geleitet von Guillermo Olivetto, die sich auf Konsumanalysen spezialisiert, hat ermittelt, dass der Umsatz (zu konstanten Preisen) im März im 1,1% gefallen ist, wobei der Rückgang bei Produkten, auf die die Konsumenten eventuell verzichten können, wie Kosmetika u.dgl., sogar 4,5% erreichte. Allgemein sei ein Übergang auf zweite Marken bemerkbar, die billiger sind. Ebenfalls werden bestimmte Lebensmittel, die mehr zu einem gehobenen Konsum gehören, wie bestimmte gefrorene Produkte, weniger gekauft. In vielen Fällen wurde ein Rückgang von ca. 20% festgestellt. Laut CCR ist der Rückgang im Landesinneren betonter als in der Stadt Buenos Aires.

			Jetzt veröffentlicht das INDEC plötzlich die Daten über Armut und Elend nicht mehr, was sofort dazu geführt hat, dass eine private Erhebung des Forschungsinstitutes der Katholischen Universität von Buenos Aires eine Zunahme um einen Prozentpunkt in einem Jahr auf jetzt 27,5% der Bevölkerung ermittelt hat. Regierungssprecher haben sofort versucht, dies zu widerlegen, konnten jedoch keine INDEC-Zahlen vorlegen. Es genügt nicht, darauf hinzuweisen, dass die Armut infolge der stark gestiegenen Beschäftigung, der sozialen Programme und anderer Massnahmen abgenommen haben muss. Die Armutsproblematik sollte vom INDEC in ihren Einzelheiten erfasst werden, um dann konkrete Lösungen zu gestalten. Wir sind die einzigen, die darauf hinweisen, dass man auch Naturaleinkommen (eigene Gemüseproduktion, Fischfang u.a.) berücksichtigen muss, ebenso Gelegenheitsarbeiten, die das INDEC nicht erfasst. Das mildert die Armut und, noch mehr, das Elend, da viele Familien auf diese Weise einen Teil ihrer Nahrung erhalten. Doch die Regierung hat das Thema politisiert und ist jetzt Opfer ihrer Unterlassung. CFK kann nach 11 Jahren K-Regierung, bei der der „soziale Einschluss“ angeblich Vorrang hatte, die vorangehenden Regierungen nicht mehr für die hohe Armut verantwortlich machen. Auch wenn es einige Punkte unter den 27,5% sind, sollte es eben beim starken Wachstum, der nach 2003 eingetreten ist, und bei der exponentiellen Zunahme der Sozialausgaben, höchstens die Hälfte sein. In der Tat vermittelt die Regierung den Eindruck, dass sie auch auf diesem Gebiet ratlos ist.

			Bevor bestimmte Phänomene in eine Statistik aufgenommen werden, tauchen sie schon offen auf. Der Einzelhandel erlebt allgemein eine Flaute, und die Zahl der geschlossenen Geschäfte ist besonders in der Bundeshauptstadt gewaltig gestiegen. Die Besitzer finden keine neuen Mieter. Allerdings geht es hier auch um ein strukturelles Problem, da der Einzelhandel sichtbar überbesetzt ist. Mit der Hälfte der Geschäfte, die es in der Stadt Buenos Aires gibt, wäre es auch getan. Besonders die vielen Bekleidungsgeschäfte sind jetzt von der schwachen Konjunktur betroffen, weil die Bevölkerung allgemein ausreichend mit Bekleidungsstücken ausgestattet ist und Käufe hinausschieben kann. 

			Der Wirtschaftler Orlando Ferreres, der sich eingehend mit Konjunkturmessung befasst, hat jetzt ermittelt, dass die interne Bruttoinvestition im März um 6,4% unter dem Vorjahr lag, wobei die Abnahme bei Maschinen und Anlagen sogar 10,9% betrug. Im 1. Quartal lag die Investitionsrate um 2,9% unter dem Vorjahr. Die Verringerung der Investitionen ist bei der bestehenden Konstellation eine normale Erscheinung. Hier muss jedoch bemerkt werden, dass immer noch viele unproduktive Investitionen stattfinden, wie Shopping-Centers oder Luxuswohnungen, während die kritischen nicht möglich sind.

			Der geschrumpfte Aussenhandelsüberschuss

			Die schlimmste Nachricht der letzten Tage ist der drastische Rückgang des Handelsbilanzüberschusses, der im März nur u$s 41 Mio. betrug, 94% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Somit lag der Saldo im 1. Quartal bei u$s 121 Mio., gegen u$s 1,5 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode. Man muss auf das 4. Quartal 2000 zurückblicken, um einen noch geringeren Überschuss zu finden. Dieser minimale Überschuss wurde erzielt, obwohl die Importe stark gebremst wurden, mit einer faktischen Importsperre für viele Produkte. Der Export lag im März um 16% unter dem Vorjahr, was vornehmlich auf einen Rückgang von 42% bei primären Produkten (Vorwiegend Getreide und Ölsaat) zurückzuführen ist. Hier hat sich besonders die Tatsache ausgewirkt, dass der Preis für Mais von u$s 281 je Tonne im März 2013 auf u$s 233 in diesem Jahr zurückging. Dennoch hatte man erwartet, dass dies durch den Export von einbehaltener Sojabohne ausgeglichen würde, die nach der Abwertung vom Januar und der Preiszunahme auf dem Weltmarkt exportiert wurde.

			Der Handelsbilanzüberschuss wird somit dieses Jahr weit entfernt von den im Budget 2014 angepeilten u$s 10 Mrd. liegen. Das macht das Zahlungsbilanzproblem noch akuter und verkürzt die Frist bis zu einer neuen Zahlungsunfähigkeit wegen Erschöpfung der Reserven. Die Regierung steht jetzt unter Zugzwang, und muss sich um eine echte Gesamtlösung bemühen, was als erster Schritt die Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds bedeutet. Doch bisher hat CFK nicht das geringste Signal gegeben, dass sie in diesem Sinn handeln wird, und das betont die miese Stimmung und wirkt rezessiv. Das Damoklesschwert eines zweiten Defaults schwebt weiter, an einen dünnen Faden gebunden, über unserem Haupt.

			Beiläufig sei bemerkt, dass das Statistische Amt (INDEC) jetzt die Aussenhandelszahlen für 2013 geändert hat: der Export (und somit auch der Überschuss) lag um u$s 1,17 Mrd. niedriger als bisher angegeben. Geringere Korrekturen sind normal, nicht jedoch eine so grosse. Denn schliesslich wird die Exportzahl auf Grund der Summe der gesamten Exporterklärungen aufgestellt, die das Informatiksystem automatisch ermittelt. Diese Regierung überrascht uns immer wieder. Das Statistische Amt bemüht sich, um unglaubhaft zu sein, nicht nur bei der Preisstatistik, und das hat verheerende Folgen.

			

			

		

	